: BFG
* BUNDESFINANZGERICHT GZ. RV/3100896/2016

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch die Richterin R in der Beschwerdesache Bf, Adr_Bf,
vertreten durch Stb, Adr_Stb, Gber die Beschwerde vom 24.05.2014 gegen den Bescheid der
belangten Behorde Finanzamt Kufstein Schwaz vom 21.05.2014, betreffend Abweisung eines
Antrages gem. § 295 Abs. 4 auf Aufhebung des Einkommensteuerbescheides 2003 zu Recht
erkannt:

Die Beschwerde wird gemal} § 279 BAO als unbegriindet abgewiesen.

Gegen dieses Erkenntnis ist eine Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach Art. 133 Abs. 4
Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) nicht zuldssig.

Entscheidungsgriinde
I. Sachverhalt/Verfahrensgang

I.1. Betreffend den Beschwerdefiihrer (Bf) und seinen Neffen N fand 2005 eine die
Veranlagungsjahre 1997 — 2003 umfassende AulRenprifung statt. Der Prifer gelangte zu dem
Ergebnis, es handle sich beim Bf und seinen Neffen um eine Gesellschaft biirgerlichen Rechts
(,Mitges“). Der Prifer traf die Feststellung, die Mitges. habe einen gewerblichen
Grundstickshandel betrieben und ermittelte aus dieser Tatigkeit fir die Jahre 2001 — 2003
Gewinne, die zu je 50 % dem Bf und N zugewiesen wurden.

Am 30.09.2005 ergingen daher fir die Jahre 2001 — 2003 Bescheide betreffend einheitliche
und gesonderte Feststellung von Einkiinften gem. § 188 BAO an die Mitges. Auf Grundlage
dieser Bescheide erlieB das Finanzamt am 05.10.2005 an den Bf gerichtete, gemaR § 295 Abs.
1 BAO geadnderte Einkommensteuerbescheide fiir diese Jahre.

I.2. Fir das Jahr 2003 wurde in weiterer Folge am 23.03.2006 der gem. § 295 Abs. 1 BAO
gednderte Einkommensteuerbescheid erlassen, beruhend auf dem Bescheid liber die
einheitliche und gesonderte Feststellung von Einkiinften gem. § 188 BAO bei der A KG vom
10.03.2006.
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I.3. Die Bescheide vom 30.09.2005 uber die einheitliche und gesonderte Feststellung von
Einklinften wurden bekdampft; der Unabhdngige Finanzsenat kam in seinen Bescheiden an den
Bf und dessen Neffen vom 14.05.2010, GZ. RV/0089-1/06, zu dem Schluss, dass eine
Gesellschaft birgerlichen Rechts nicht vorgelegen habe und jedenfalls spatestens seit August
2003 jegliche allfdllige gemeinsame Tatigkeit des Bf und seines Neffen eingestellt gewesen
sei. Es habe sich somit bei den Erledigungen vom 30.09.2005 um Nichtbescheide gehandelt,
die dagegen erhobene Beschwerden wurden als unzulassig zuriickgewiesen.

[.4. Mit Eingabe vom 30.12.2011 stellte der Bf den Antrag, die Einkommensteuerbescheide
2001 - 2003 gem. § 295 Abs. 4 BAO aufzuheben; der Antrag wurde als nicht fristgerecht
eingebracht zurilickgewiesen, die gegen den Zuriickweisungsbescheid erhobene Beschwerde,

mit welcher nur noch die Aufhebung des Einkommensteuerbescheides des Jahres 2003
begehrt wurde, dem Unabhangigen Finanzsenat direkt zur Entscheidung vorgelegt. Der
Unabhangige Finanzsenat gab der Beschwerde mit Berufungsentscheidung vom 20.11.2013,
GZ. RV/0652-1/12, statt und hielt fest, dass der Antrag gem. § 295 Abs. 4 BAO betreffend das
in jenem Verfahren streitgegenstandliche Jahr 2003 innerhalb der siebenjahrigen Frist des §
304 lit. a BAO (in der damals geltenden Fassung) gestellt worden war.

I.5. In weiterer Folge wies das Finanzamt den Aufhebungsantrag gem. § 295 Abs. 4 BAO betr.
den Einkommensteuerbescheid 2003 mit Bescheid vom 21.05.2014 ab. Im
streitgegenstandlichen Jahr befinde sich der am 23.03.2006 ergangene, gem. § 295 Abs. 1
BAO gednderte Einkommensteuerbescheid im Rechtsbestand. Dieser Bescheid sei auf
Grundlage eines rechtswirksam ergangenen Feststellungsbescheides zu einer im vorliegenden
Verfahren nicht gegenstandlichen Mitunternehmerschaft ergangen. Die Voraussetzungen des
§ 295 Abs. 4 BAO seien somit nicht erfullt.

In der Beschwerde vom 24.05.2014 wurde ins Treffen gefiihrt, dass im Bescheid vom
23.03.2006 wiederum die auf einem Nichtbescheid beruhende Ergebnistangente aus der
Mitges verarbeitet worden sei. Nachdem ein Bescheid bei Anderungen gem. § 295 BAO nach
jeder Richtung abgeadndert werden kénne, sei er auch in vollem Umfang anfechtbar. Es spiele
dabei bei einem mehrfach gednderten Bescheid keine Rolle, in welchem Stadium eine
Unrichtigkeit in den Bescheidinhalt Eingang gefunden habe.

In der abweisenden Beschwerdevorentscheidung vom 18.02.2015 wurde nach ausfiihrlicher
Darlegung der Voraussetzungen fiir eine Bescheidaufhebung gem. § 295 Abs. 4 BAO
festgehalten, dass gegenstandlich die Aufhebung des Einkommensteuerbescheides 2003 vom
23.03.2006 beantragt sei. Der vorherige (von einem nichtigen Grundlagenbescheid
abgeleitete) Einkommensteuerbescheid vom 05.10.2005 sei gem. § 295 Abs. 1 BAO
abgedndert worden, weil eine Ergebnistangente aus einer Beteiligung im Verfahren fir die
Einkommensteuer 2003 beriicksichtigt werden habe miissen. Der entsprechende

2vonb


javalink?art=BG&id=1006900&hz_id=1006900&dz_VonParagraf=295&dz_VonAbsatz=4#ABS_4

Seite 3von 5

Grundlagenbescheid sei rechtsgliltig ergangen; im Rechtsbestand befinde sich nur der von
diesem rechtsgiiltigen Grundlagenbescheid abgeleitete Bescheid vom 23.03.2006.

Die Erflllung samtlicher Tatbestandsmerkmale des § 295 Abs. 4 BAO sei unabdingbare
Voraussetzung fiir eine Bescheidaufhebung gemaR dieser Bestimmung. Diese Voraussetzung
sei gegenstandlich nicht erfiillt, da der aufzuhebende (im Rechtsbestand befindliche) Bescheid
auf einem rechtswirksam ergangenen Grundlagenbescheid beruhe.

Im Vorlageantrag erfolgte kein weiteres Vorbringen.

Il. Rechtslage und Erwagungen

II.1. Wird eine Bescheidbeschwerde, die gegen ein Dokument, das Form und Inhalt eines
Feststellungsbescheides (§ 188) oder eines Bescheides, wonach eine solche Feststellung zu
unterbleiben hat, gerichtet ist, als nicht zulassig zurtickgewiesen, weil das Dokument kein
Bescheid ist, so sind auf das Dokument gestiitzte Anderungsbescheide gem. § 295 Abs. 4 BAO
auf Antrag der Partei aufzuheben.

§ 295 Abs. 4 BAO wurde durch das AbgAG 2011 (BGBI | 76/2011) in die BAO eingefiigt und ist
mit 1. September 2011 in Kraft getreten. Als Verfahrensbestimmung gilt sie auch fir vor
ihrem Inkrafttreten erlassene Anderungsbescheide, wenn die Antragsfrist noch nicht
abgelaufen ist (Ritz, BAO®, § 295 Tz 21a).

[I.2. Aufhebungen nach § 295 Abs. 4 BAO setzen voraus

e die Zurlckweisung einer Bescheidbeschwerde (als unzuldssig) gegen einen
"Nichtbescheid" (somit gegen eine Erledigung, die als Feststellungsbescheid iSd § 188
oder als "Nichtfeststellungsbescheid" beabsichtigt war),

e einen auf § 295 Abs. 1 gestlitzten Abgabenbescheid, der erlassen wurde, weil der
Nichtbescheid zu Unrecht als Grundlagenbescheid qualifiziert wurde,

e einen Antrag der Partei im "abgeleiteten" Verfahren, der vor Ablauf der fir
Wiederaufnahmsantriage maRgeblichen Frist des § 304 gestellt wurde. (Ritz, BAQ®, §
295 Tz 21b).

II.3. Die Frage der Fristgerechtigkeit des beschwerdegegenstandlichen Antrages gem. § 295
Abs. 4 BAO wurde bereits im oben erwahnten Verfahren vor dem Unabhéngigen Finanzsenat
GZ. RV/0652-1/12 geklart. Zu beurteilen bleibt, ob auch die tibrigen Voraussetzungen -
kumulativ - erfillt sind.
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Nach dem Wortlaut der Bestimmung ist dazu nétig, dass ein Anderungsbescheid gem. § 295
Abs. 1 BAO erlassen wurde, obwohl das Dokument, auf das sich diese Anderung stiitzte,
tatsachlich ein "Nichtbescheid" war und eine Beschwerde gegen dieses Dokument aus diesem

Grund als unzulassig zuriickgewiesen wurde.

Im gegenstandlichen Fall wurde die Beschwerde gegen die Bescheide vom 30.09.2005 {iber
die einheitliche und gesonderte Feststellung von Einkiinften gem. § 188 BAO mit Bescheid des
Unabhdngigen Finanzsenates im Verfahren GZ. RV/0089-1/06 zuriickgewiesen; mangels
Vorliegens einer Mitunternehmerschaft in jenem Verfahren hatten die Feststellungsbescheide
keine Rechtswirkungen entfalten konnen, stellten also Nichtbescheide dar.

Auf Grundlage jener Bescheide vom 30.09.2005 waren die gem. § 295 Abs. 1 BAO gednderten
Einkommensteuerbescheide 2001 bis 2003 vom 05.10.2005 ergangen. Diese Bescheide waren
somit einer Aufhebung gem. § 295 Abs. 4 BAO grundsatzlich zuganglich gewesen. Betreffend
die Jahre 2001 und 2002 war jedoch die Antragsfrist abgelaufen, weshalb der Antrag in
diesem Zusammenhang mit dem oben erwahnten Bescheid des Finanzamtes vom 30.07.2012
zu Recht als verspatet zurlickgewiesen worden war.

Betreffend das Jahr 2003 erging am 23.03.2006 ein weiterer, auf § 295 Abs. 1 BAO gestiitzter
Einkommensteuerbescheid. Damit jedoch schied der Bescheid vom 05.10.2005 aus dem
Rechtsbestand aus und ist schon aus diesem Grund einer Aufhebung nicht mehr zuganglich.

Der Bescheid vom 23.03.2006 wurde durch den Bescheid liber die einheitliche und
gesonderte Feststellung von Einkiinften gem. § 188 BAO vom 10.03.2006 bei der A KG
ausgelost. Bei Vorliegen der Voraussetzungen des § 295 Abs. 1 BAO haben
Bescheidanderungen zwingend zu ergehen, was auch fiir den Bescheid vom 23.03.2006 galt:
Dieser Bescheid beruht nicht auf einem "Nichtbescheid", sondern auf einem rechtswirksam
ergangenen Bescheid.

Die Voraussetzungen, unter denen eine Bescheidaufhebung gem. § 295 Abs. 4 BAO zu
erfolgen hatte, sind flir den im Rechtsbestand befindlichen Einkommensteuerbescheid 2003

vom 23.03.2006 demnach bereits nach dem Gesetzeswortlaut nicht gegeben.

I1.4. Auch eine Anwendung der Bestimmung dergestalt, dass die auf dem Nichtbescheid vom
30.09.2005 beruhende Ergebnistangente "herausgeschalt", somit im Ergebnis eine inhaltliche
Aufhebung des Bescheides vom 05.10.2005 herbeigefiihrt wird, kommt im gegenstandlichen
Verfahren nicht infrage.

Wie in der Beschwerde grundsatzlich vollkommen zu Recht ausgefiihrt wird, sind gem. § 295
BAO gednderte Bescheide in vollem Umfang mit Bescheidbeschwerde anfechtbar (§ 251
BAO), somit auch in Belangen, in denen keine Anderung eingetreten ist (Ritz, BAO®, § 251 Tz
2).
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Angefochten ist gegenstandlich allerdings nicht der gem. § 295 Abs. 1 BAO abgednderte
Einkommensteuerbescheid, sondern der Bescheid liber die Abweisung des
Aufhebungsantrages gem. § 295 Abs. 4 BAO. Dieser Rechtsbehelf sieht ausschlieflich die
ersatzlose Aufhebung des in Frage stehenden Bescheides vor; weitere
Abdnderungsmoglichkeiten, wie sie im Zuge einer Beschwerdeerledigung gem. § 263 bzw. §
279 BAO zulassig waren, sind im Rahmen des § 295 Abs. 4 nicht vorgesehen.

Im gegenstandlichen Verfahren war ausschliefSlich zu prifen, ob die Voraussetzungen fir eine
Aufhebung des Einkommensteuerbescheides 2003 vom 23.03.2006 gem. § 295 Abs. 4 BAO
vorgelegen waren oder nicht, ob somit die Abweisung des Aufhebungsantrages mit dem
angefochtenen Bescheid zu Recht erfolgt ist oder nicht.

Betreffend den im Rechtsbestand befindlichen Einkommensteuerbescheid 2003 sind, wie
bereits erwahnt, die Voraussetzungen fir eine Bescheidaufhebung iSd § 295 Abs. 4 BAO nicht
erfillt. Der hier angefochtene Bescheid liber die Abweisung des Aufhebungsantrages im Sinne
dieser Bestimmung erging daher zu Recht, die gegen diesen Bescheid gerichtete Beschwerde
war folglich abzuweisen.

Zuldssigkeit einer Revision

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere
weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine
solche Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen
Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Dass die Voraussetzungen fir die Aufhebung des Einkommensteuerbescheides 2003 gem. §
295 Abs. 4 BAO nicht vorliegen, ergibt sich bereits aus dem Gesetzeswortlaut. Eine
grundsatzlich bedeutsame Rechtsfrage liegt daher nicht vor, weshalb die Revision nicht

zuzulassen war.

Innsbruck, am 5. Mai 2020

5von5



	Entscheidungsgründe

